
Bundessozialgericht

Az„: 11 RA60/67

Zugestellt am
3°April 1968

Reg0b8ekretär
als Urkundsbe—
amtor der Ge—
schäftsstelle

I m ‚N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

ooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Vaters °°°°° „ ........ ,
Kläger‚ Revisionskläger und
Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
...................... „„als Abwickler der Anwaltskanzlei des verstorbenen

cooonoo -°oec oooooo o ooooo e oooooo :: .oooo 00000000 ’

Beklagte, Revisionsbeklagte und
Revisionsklägérin°

Der ll° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liche Verhandlung am 14° März 1968 durch

Senat3präsident Dr° H a u e i s e n
— Vorsitzender — ,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z-‚

Bundesrichter
..

S o n n e n b e r g ,
Bundessozialrichter S c h l e g e l

_
' und

Bundessozialrichter H o e s c h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen
Landessozialgerichts vom 12° Dezember 1966 wird zurück-
gewiesen°

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Hessi—
schen Landessozialgerichts vom 12° Dezember 1966 inso—
weit aufgehoben, als die Beklagte verurteilt worden ist,
bei der Feststellung des Altersruhegeldes des Wilhelm
L:.."""":::für Bezugszeiten bis zum 50 Juni 1965 die Zeiten
von Oktober 1910 bis Februar 1911, von Oktober 1911 bis
Februar 1912 und von Oktober 1912 bis Februar 1915 als
Ausfallzeiten anzurechnen; auch insoweit wird die Klage
abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten;—
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Die Beteiligten streiten über die Höhe des dem urSprüng—
lichen Kläger Wi L::z: :::(L,) zustehenden Altersruhe—

geldes°

Der im Jahre 1892 geborene, am 1° Juni 1967 verstorbene
Vater des jetzigen Klägers beantragte im Februar 1957

die Gewährung des Ruhegeldes wegen einjähriger Arbeitslosig—

keit (% 597 des Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG—a]??
5 25 Abs„ 2 AVG nF)° Er erhielt daraufhin von der Beklag—

ten und — wegen österreichischer Versicherungszeiten — von

dem österreichischen Versicherungsträger Rentenvorschüsse°

Die_Rente wurde auf Grund weiterer Sachermittlungen und

Rechtsänderungen mehrfach umgerechneto Mit Bescheid vom

2° Juni 1961 berechnete die Beklagte das Altersruhegeld

nach Arto 6 5 6 des Fremdrenten- und Auslandsrenten—Neure—

gelung3gesetzes (FANG) vom 25° Februar 1960 (BGB1„ 1 SO 95)

neu° Den sich ergebenden Rentennachzahlungsbetrag behi■t

sie zur Verrechnung mit dem österreichischen Versicherungs—

träger ein" Der Kläger wandte sich gegen die Verrechnung

der Rente„ Während des Klageverfahrens beim Sozialgericht
(SG) Darmstadt ersetzte die Beklagte den angefochtenen Ben

scheid durch einen neuen Bescheid vom 10° Dezember 1961°

Der Kläger beanstandete auch diesen Bescheid°

Das SG verurteilte die Beklagte unter teilweiser Abände—

rung der Bescheide vom 2° Juni 1961 und 1°° Dezember 1961‚

‚a) ihrem Anerkenntnis entsprechend, die Zeit vom 25° No—

vember 1954 bis 10„ Mai 1955 und vom 1° Februar 1956
bis 51„ Januar 1957 als Ausfallzeit im Sinne des

‘ ' € 56 Abs° 1 Ziff‚ 5 AVGnF, '
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_5_

b) darüber hinaus die Zeit vom 15° Juli 1919 bis

14 März1920als Ersatzzeit im Sinnedes5 28
Abs° 1 AVG nF anzurechnen und das Altersruhegeld

danach neu festzustellen°

Im übrigen wies es die Klage ab (Urteil vom 28° März 1964)°

Die Beklagte führte dieses Urteil mit Bescheid vom 12 Fe— }*

bruar 1965 aus°

Der Kläger legte Berufung ein; das Landessozialgericht (LSG)

verurteilte die Beklagte, dem Kläger ab l° Januar 1959 eine
höhere Versichertenrente unter rentensteigernder Berücksich—

tigung der Zeit vom 1° November 1918 bis 51° Mai 1919 als

Ersatzzeit und der Zeiten vom Oktober 1910 bis Februar 1911‚

vom Oktober 1911 bis Februar 1912 sowie vom Oktober 1912 bis

Februar 1915 als Ausfallzeiten zu gewähren„ Im übrigen wies

es die Klage ab und die Beru£ung zurück° Zur Begründung führte

es aus: Die Zeit vom 1° November 1918 (Entlassung aus dem

Kriegsdienst) bis zum 51„ Mai 1919 sei statt als Ausfallzeit

nrch 5 56 Abs„ 1 Mrz 5 AVG als Ersatzzeit nach 5 28 Abs° 1

Nr 1 AVG zu berücksichtigen? weil L° trotz eines Fachschul—

besuches arbeitslos gewesen sei‚ Die Ausbildungszeit vom

15° Oktober 1910 bis Februar 1915 (mit Unterbrechungen) sei
als Ausfallzeit nach 5 56 Abs° l Nr° 4 AVG anrechenbar° Die zur

Anrechnung erforderliche Halbbelegung sei — entgegen der An—

sicht der Beklagten — erfüllt° Bei der Berechnung seien 71 Bei—

träge? die für L° in den Jahren 1959 bis 1945 bei den Reichs—
werkeh Hermann Göring in Linz zur Reichsversicherung iür Ange—

stellte (RfA) entrichtet werden sind9 aus der österreichischen
Versicherungslast herauszunehmen und als deutsche Beitrags-

zeiten anzusehen. ' ‘

‘Die erforderliche Halbbelegung von 288 Monaten werde daher

mit einer Gesamtbeitragssumme von 289 Monaten erreicht„ Aber

auch wenn man die gesamten österreichischen Versicherungszeiten

_ 4 _
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außer Betre cht lasse7 sei die Halbbelegung erfüllt Von

der Gesamtversicherungsdauer von 584 Monaten müßten dem

178 Monate österreichische Versicherungslast abgezogen
werden° Die erforderlichen 205 Beitragsmonaté —

1/2 von

406 (584 weniger 178) — seien dann bei 211 nachgewiesenen

Monaten vorhanden°

Die Berücksichtigung der MonateMärz1911, 1912und 1915 '
als Ausfallzeiten sei nicht möglich, weil diese Zeiten

bereits als Beitragszeiten berücksichtigt worden seien„

Die
von der Beklagten vorgenommene Kürzung von Versiche—

rungszeiten nach 5 19 Abs„ 2 des.Fremdrentengesetzes (EEG)

sei berechtigt, weil nach den vom Kläger vorgelegten Ori—

ginalzeugnissen nicht mit an Sicherheit grenzender Wahr—’

scheinlichkeit feststehe‚ daß die Beschäftigungszeiten von

1908 bis 1914 und von 1951 bis 1955 ohne jede Unterore-

chung zurückgelegt :orden seien ’

Der Monat November 1916 könne nicht als Ersatzzeit renten»

steigernd berücksichtigt werden‚ weil für diesen Zeitraum

bereits ein Pflichtbeitrag berücksichtigt worden sei°

Ein Unterschiedsbetrag nach Art° 21 des deutsch—österrei—
chischen Sozialversicherungsabkommens (SV—Abk„) vom 21„

April 1951 stehe dem Kläger nicht zu, weil bei der Fest—
stellung der nach innerdeutschen Rechtsverschriften zu

berechnenden Vergleichsrente — entgegen der Ansicht des ‘°

Klägers — die Versicherungszeit von 1959 bis 1945 nicht
als deutsche Beitragszeit berücksichtigt werden könne;

}die in die österreichi$che VerSicherungslast gefallenen„

Zeiten hätten vielmehr bei der Berechnung außer Betracht

zu bleibenev ' ‘ "

=Nach dem Antrag sei über den An3pruch auf die von der“

Beklagten vorerst einbehaltenen Rentennachzahlungsbeträge

_5_
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nicht zu entscheiden gewesen, zumal ein laufendes Ver— ‘>1‘_

rechnen von Rentenleistungen mit dem österreichischen Ver»u

sicherungsträger gegen die Grundsätze der Prozeßwirtschaft—

lichkeit verstoße en könnte und der Beklagten eine unnötige
' Belaa_stung aufbürden würde° '

‚Das LSG ließ die Revision zu (Urteil vom 12° Dezember 1966)°

Beide Beteiligten legten gegen dieses Urteil frist— und

'formgemäß die zugelassene Revision ein°

Der Kläger beantragte (sinngemäß),

unter Abänderung der vorinstanzlichen Urteile und des Be—

schei.des der Beklagten vom 1 (muß heißen: l2‚) Februar 1965,

die Beklagte zu verurteilen‚

a} dem Kläger über das bisher Zuerkannte hinaus ab

1° Februar 1957 eine höhere Rente zu gewähren

unter ungekürzter Anrechnung der Zeiten vom 1° Juni 1908

bis 29° September 1909‚ vom 1° Juli 1915 bis 51° Juli 1914,

vom 1° November 1914 bis 51° Dezember 1914 sowie vom '

17„ November 1951 bis 5° März 1955‚ ferner unter Anrech—

nung des Kriegsdienstmonats November 1916 als Ersatz—

zeit‚ der Monate März 1911, März 1912 und März 1915 als

Ausfallzeit und unter Zahlung des Unterschiedsbetrages

nach Art° 21 des deutsch—österreichischen SV-Abk„

‚b) von der zu zahlenden Rente keine Nachzahlungen zugunsten

des österreichischen Versicherungsträgers einzubehalten,

hilfsweise

das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit die Berufung

zurückgewiesen werden ist, und den Rechtsstreit zur neuen

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuvezrweisen°

"Er rügte, das LSG habe die Vorschriften des Art° 21 des deutsch—

österreichischen SV—Abk„‚ des Art° 6 S 6 Abs° 1 i‚V‚m° @24 FANG9
des Art° 41 der Vereinbarung zur Durchführung des deutsch—öster—

' reichischen SV—Abk° vom 21“ April 1951 und des S 19 Abs. 2 FRG

_ 6_—
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verletzt sowie gegen Grundsätze des allgemeinen Verwaltungs—

rechts verstoßen° ' '

Die Beklagte beantragte,

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

Mit ihrer eigenen Revision beantragte die Beklagte„

unter Änderung des angefochtenen Urteils die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des SG Darmstadt vom
28e August 1964 insoweit zurückzuweisen‚ als mit dem

Rechtsmittel der Anspruch des Klägers auf Anrechnung

folgender Zeiten als Ausfallzeiten für Bezugszeit—

räume der Rente bis zum'50° Juni 1965 begehrt wird:

von Oktober 1910 bis Februar 19119

von Oktober 1911 bis Februar 1912 und

von Oktober 1912 bis Februar 1915°

Sie rügte eine Verletzung der Vorschrift des 5 56 Abs° 5 AVG

in der bis zum Inkrafttreten des Rentenversicherungs—Ände—

rungsgesetzes (RVÄndG) geltenden Fassung und des Art° 18

Abs° 1 Nr„_2 des 1° SV—Abk„' ‘

'Der ursprüngliche Kläger starb am 1° Juni 1967‚ sein Sohn

nahm als Erbe den Rechtsstreit auf° Die Beteiligten erklärw

ten sich mit einem Urteil ohne mündliche Verhandlung-ein-

verstanden (55 124 Abs° 2, 155 Abs„ 1, 165 SGG)f‘

9II„

Die Revisionen beider Beteiligten sind zulässig (55 162

._ Abs° 1 Nr° l‚ 164 SGG), jedoch ist nur die Revision der

Beklagten begründet, Die Revision des Klägers ist dagegen}

unbegründet°
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Des LSG hat zu Recht einen Anspruch des Klägers auf Zahlung
4

eines Unterschiedsbetreges nach Art° 21 des 1„ SV—Abk° ver—l

neint° Die Auslegung des Art° 21 durch das LSG entspricht

der bisherigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

(Urteile des 1° Senats vom 7„ Juli 1964‚ BSG21, 199„ 202
und vom 25 Mai 1965, BSG 25, 74 75, des 11 Senats vom

16 Januar 1968 — 11 RA 249/66 —)‚ von der abzugehen der
‚...

Senat keinen Anlaß sieht Bei der Ermittlung der nach Art. 21

nach innerstaatlichen Vorschriften "ohne Berücksichtigung

des Art° 17" - d„h„ ohne Zuse mmenrechnung deutscher und ös ter—

reichischer Zeiten — zu berechnenden Rente haben die nach'f

Art 24 des SV—Abk in die österreichische Versicherungslsst

fallenden Beitragszeiten außer Betracht zu bleiben Denn 151‚ 5„
irt° 21 setzt die Verschiedenheit der Versicherungslaster G;Ä'jj4

und demit ihre Aufteilung nach Art 25, 24 des SV—Abk vora.us„'i

Erst den Vorschriften der Art° 25, 24 kann überhaupt entnom— '

men werden‚ was deutsche und was österreichische Beiträge sinin

Die vom Kläger in Österreich von 1959 bis 1945 zurückgelegten

Ve3?sicherungszeiten sind obwohl die Beiträge zur früheren

RfA entrichtet uorden sind„ durch die Regelung des Art° 24

des SV—Abk„ österreichische Zeiten geworden° Sie sind endgül—

tig wus der deutschen Versicherung ausgeschieden und rück-

schauend so zu betrachten, als ob sie nie zur deutschen Ver—

sicherung gehört hätten (vgl° auch die Urteile des 4° Senats

„
des BSG vom 22° November 1962, BSG 18, 115, 114; des 10 Be—

hats vom 27„ Mai 1964„ BSG 21, 91‚ 94 und des 11‚ Senats

vom 28„ Juni 1966 - 11 RA 556/65)° ; '

Auch der Sinn des Art° 21 rechtfertigt es nicht, die von

' 1959 bis 1945 entrichteten Beiträge bei der Berechnung der

nach innerdeutschen Vorschriften festzusetzenden Rente zu
berücksichtigen° Er liegt allein darin, den Berechtigten '

vor Schaden zu bewahren? wenn die Summe der nach Art° 18

5 des SV—Abk° errechneten Renten geringer ist als der Leim

: stungsanspruch allein nach innerstaatlichengVorschriften°
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Derartige Rentenminderungen konnten vor allem durch die

in Art° 18 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b vorgesehene Kürzung
der festen Rentenbestandteile nach der ”pro—reta—

temporis—Regel" eintreten (vgl° Memorandum zum SV—Abk..

BAB1° 1962 S. 78)° Demgegenüber würde die vom Kläger
für richtig gehaltene Rentenberechnung ganz unabhängig

von diesem Zweck dazu führen, entgegen den Bestimmungen}

der Art. 18 und 24 des SV—Abk:° bei der Ermittlung der

Rentenhöhe österreichische Beitragszeiten — und dazu

gehören die vom Kläger 1959 bis 1945 zurückgelegten —
wie deutsche zu behandeln° ' ” ' -

Das LSG hat auch zutreffend die Kürzung der vom Kläger

in der Zeit von 1908 bis 1914 und von 1951 bis 1955

zurückgelegten Beschäftigungszeiten auf fünf Sechstel

nach 5 19 Abs. 2 FRG für zulässig erachtet. Insbesondere

hat es nicht verkannt, daß eine solche Kürzung nur bei

nicht nachgewiesenen Zeiten in Betracht kommt. Auch hat_

es den Begriff“nicht nachgewiesen" nicht unrichtig aus- '

gelegt. Zu Recht hat es unter "nachgewiesen" den vollen

Beweis verstanden, also die an Sicherheit grenzénde Wahr—

scheinlichkeit, daß die Beschäftigungszeit in vollem Um—

fang zurückgelegt worden ist. Wenn es diesen Beweis trotz

der vorgelegten Bescheinigungen als nicht erbracht ange—

sehen hat, so ist dies eine Frage der freien richterli-—

chen Beweiswürdigung. Daß das LSG insoweit die Grenzen

seines Rechts, die Beweise frei zu würdigen, überschrit-

ten und dadurch @ 128 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)

verletzt hat, ist weder dargelegt noch ersichtlich.

Im übrigen ist nicht zu erkennen,daßdas LSGdie Vor—
schrift des 5 19 Abs. 2 FRG —wie die Revision meint —
auch auf Ausfall— und Ersatzzeiten angewandt hätte. Bei
den gekürzten Zeiten von 1908 bis 1914 und von 1951 bis

1955 handelt es sich vielmehr um Beschäftigungszeiten.

_9_-‘
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Die NiChtberücksichtigung
von

Ausfall— und Ersatzzeiten‚
nämlich der Monate März 1911‚ 1912 und 1915 sowie des Monats
November 1916 beruht nicht auf einer Kürzung nach S 19 V

Abs° 2 FRG, sondern auf einem Zusammentreffen mit für diese

Monate angerechneten Beiträgen° Zu Unrecht glaubt der

Kläger‚ neben den berücksichtigten Pflichtbeiträgen seien

für dieselbe Zeit Ausfall— oder Ersatzzeiten anzurechnene
‘

Einer gleichzeitigen Anrechnung von Ausfallzeiten und Pflicht—

beiträgen stehen ebenso Wortlaut und Sinn der Vorschrift des
5 56 AVG entgegen, wonach unverschuldete Lücken im Versiche—
rungsleben auszugleichen sind‚ wie auch die ausdrückliche

Bestimmung in 5 55 Abs° 1 AVG, nach der Versicherungs- und

Äusfallzeiten bei der Ermittlung der anrechnungsfähigen Ver—

sicherungsjahre zusammenzurechnen sind? "soweit sie nicht

auf dieselbe Zeit entfallen"° Die Aufrundungsvorschriften

können sich also insoweit nicht auswirkeno Dasselbe gilt für

den bereits mit einem Pflichtbeitrag berücksichtigten Monat

November 1916: In S 28 Abs° 2 AVG wird die Anrechenbarkeit

von Ersatzzeiten ausdrücklich davon abhängig gemacht, daß

Versicherungspflicht nicht bestanden'habeo Der Kläger kann

entgegen dieser Regel die zusätzliche Berücksichtigung des

Monats November 1916 als Ersatzzeit auch nicht auf Grund der

Behauptung verlangen„ dieser Monat sei bereits in einem frü—

heren Bescheid (neben einem Beitrag?) berücksichtigt worden‚

Da Sich weder im angefochtenen Urteil eine entsprechende
Feststellung des LSG findet„ noch eine dahingehende Behaup—

tung des Klägers wiedergegeben wird, handelt es sich insoweit

um neues und in der Revisionsinstanz deshalb unbeachtliches
;Vorbringen„ Außerdem wäre die Beklagte bei der Neufestsetzung

der Rente nach den Vorschriften des FANG nicht an die frühe—

ren Berechnungselemente gebunden gewesen°

Schließlich hat das_LSG auch zu Recht den höheren Renten—

anspruch erst ab 1° Januar 1959 zugesprochen, Da es sich bei

den zusätzlich zu berücksichtigenden Zeiten um Zeiten handelt,

.]_0.
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die erst auf Grund der Vorschriften des RANG i°V„m°

denen des AVG in der Fassung des Angestelltenversiche—

rungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) anrechenbar geworden

sind, ergibt sich das aus der Vorschrift desArt° 6 5 24
RANG, nach der die sich nach dem FANG ergebenden höheren
Renten erst vom 1° Januar 1959 an zu gewähren sind° Das

gilt auch für die nach Art° 6 € 6 Abs° 1 FANGneu festzu—
stellenden Renten„ Zwar sind diese Renten vom Rentenbeginn

an neu zu berechnen; doch bedeutet dies keine Ausnahme von

der Regel des 5 24° Denn die Verbesserungen durch das FRG

sollten sich ausnahmslos erst mit dessen Inkrafttreten

auswirken° Das zeigt insbesondere auch Art° 6 5 24 Abs° 1

Satz 5 und Abs° 2 Satz 1 RANG, der für die Berliner Ren-

ten zwischen den Verbesserungen unterscheidet, die auf

der Neuordnung des Fremdrentenrechts beruhen, und denen‚

die sich aus der Einbeziehung dér'Berliner Beiträge in

das Berechnungsschema der Rentenversicherungs—Neurege—

lungsgesetze ergeben° Nur hinsichtlich der letzteren sind

Rentenerhöhungen schon für die Zeit vor dem 1° Januar 1959

ermöglicht worden° Dementsprechend besteht im Schrifttum

-darin Übereinstimmung‚ daß auch die nach Art° 6'5 6 Abs° 1
RANG festgestellten höheren Bezüge erst ab 1° Januar 1959

zu gewähren sind (vgl° Gesamtkommentar zur RVG, Stand:

1‚ April 1966„ Anm° 4 zu Art° 6 5 6 RANG; Haensel/Lippert/

Merkle/Michel‚ FANG Teil 11, Stand: 28° Februar 1967‚

Anm„ 5 zu Art° 6 @ 6'S° 745; Jantz/Zweng/Eicher, "Das

neue Fremdrenten— und Auslandsrentenrecht", 1960‚ Anm° 5

zu Art° 6 5 6; Verbandskommentar zur'RVO, 4„ und 5° Buch,

6° Aufl„‚ Bd„ 115Stand: 1966,Anm‚}4zu Art° 6 @6)°
Auch die Rechtsprechung des BSG ist bisher hiervon ausge—v

”gangen (vgl° Urteil des 1° Senats vom 25° Mai 1965‚ SozR

Nr° 2 zu Art° 6 5 6
= SozR Nr„ 5 zu 5 16 FRG)° Der Senat

sieht keinen Anlaß, von
dieser Auffassung abzuweichen°

Die Frage, ob die Beklagte die Nachzahlungsbeträge zu

Unrecht einbehalten hat9 hat das LSG nicht als Streit—
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gegenstand angesehen; es hat ausdrücklich gesagt, daß "im

Rahmen des von dem Kläger gestellten Antrags" hierüber nicht

zu entscheiden gewesen sei, und es hat insoweit nicht ent—

schieden° Das BSG hätte zu einer Überprüfung dieser Frage

nur kommen können, wenn der Kläger die Verfahrensrüge erho—

ben hätte‚ das LSG habe über den "erhobenen Anspruch" nicht

vollständig entschieden‚ und wenn ein Mangel im Verfahren
des LSG insoweit vorgelegen hätte° Eine solche Verfahrens—

rüge hat der Kläger nicht erhoben (5 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG)„
Die Revision des Klägers war danach unbegründet und dement—

sprechend zurückzuweisen°

Die Revision der Beklagten ist dagegen begründet und muß in

dem beantragten Umfang zur Aufhebung des angefochtenen Ur—

teils führen°

Der Kläger kann für Rentenbezugszeiten bis zum 1° Juli 1965

nicht die Anrechnung der Ausbildungszeiten von Oktober 1910

bis Februar 1915 als Ausfallzeit nach 5 56 Abs° 1 Ziff° % AVG

verlangen° Die hierfür nach 5 36 Abso 5 AVG in der Fassung

vor dem RVÄndG vom 9° Juni 1965 erforderliche Halbbelegung

der Versicherungsdauer mit Pflichtbeiträgen wird mit den zu

berücksichtigenden Beitragszeiten nicht erreicht°

Die Methode, nach der das LSG die Halbbelegung berechnet hat,

hält einer rechtlichen Überprüfung nicht stand° Zutreffend

hat das LSG allerdings eine allgemeine Zusammenrechnung der
österreichischen und deutschen Versicherungszeiten in diesem

Rahmen für nicht zulässig erachtet‚i

Die Anrechnung von Ausfallzeiten betrifft nicht den Renten—
anspruch als solchen‚ sondern ist allein eine Frage der

Rentenhöhe° Nach welchen Vorschriften und unter Berücksichti—

gung welcher Zeiten diese zu errechnen ist, regelt Art° 18

Abs° 1'Ziff„_2 des 1 SV—Abk„ Danach sind die Leistungen nach

den für den feststellenden Versicherungsträger maßgebenden
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innerstaatlichen Vorschriften auf Grund der nach diesen

Vorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten zu
berechnen° Die innerstaatlichen vorschriften sind demnach

nicht nur für den eigentlichen Rechenprozeß‚ z„B° für
die Höhe der zu gewährenden Steigerungsbeträge oder zu—
grunde zu legenden Werteinheiten maßgeblich9 sondern auch

für die Frage? welche Versicherungszeiten zu berücksichtigen

sind" Eine Zusammenrechnung österreichischer und deutscher

Zeiten findet bei der Feststellung der Rentenhöhe somit

grundsätzlich nicht statt° Insoweit unterscheidet sich die

Regelung des Art° 18 Abs° l Ziff„.2 des l° SV—Abk° von der

in Ziff‚ 1 getroffenen‚ nach der bei der Prüfung der Lei—

stungsvoraussetzungen, also für den Anspruchsgrund —
aber auch nur hierfür - die beiderseitigen Versicherungszei—

ten zusammenzurechnen sind°

Gegenüber dieser Spezialvorschrift für die Rehtenbereche

nung kann auch nicht auf die allgemeine Bestimmung über

die Zusammenrechnung in Art° 17 des l° SV—Abk° zurückge—

gangen werden° Die dort vorgesehene Zusammenrechnung der

beiderseitigen Versicherungszeiten für die Erfüllung der

Wartezeit, sonstiger Mindestbeitragszeiten und für die

Erhaltung der Anwartschaft könnte überdies schon deshalb

nicht auf die Berechnung der Halbbelegung nach % 56'Abs„ 5

AVG angewendet werden, weil es sich bei der Halbbelegung

weder um die Erhaltung der Anwartschaftynoch um eine

"sonstige Mindestbeitragszeit" im Sinne des Art„ 17 des '

l SV—Abk handelt und auch eine ausdehnende Auslegung

insoweit nicht möglich erscheint° =
Die Halbbelegung hat zwar rein formal Ähnlichkeit mit

der früheren zur Anwartschaftserhaltüng erforderlichen

Halbdeckung; in ihrer Zielsetzung unterscheiden sich bei-

de Tatbestände jedoch wesentlich voneinander° Mit der
_‚Anwartschaftserhaltung wurde der Verfall von Ansprüchen‘ä>

aus geleisteten Beiträgen vermieden° Demgegenüber soll

| I..
.:
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durchdie Halbbelegungnach5 56Abs„ 2 AVGdie an sich
versioherungsfremde Vergünstigung der Anrechnung beitrags»

loser Ausfallzeiten auf einen bestimmten - der Sozialver-

sicherung verbundenen — Personenkreis begrenzt werden° Ange—

sichts dieser uhterschiedlichen Bedeutung läßt sich weder

der Begriff der Anwartschaft auf die Halbbelegung nach 5 56

Abs„ 5 AVG ausdehnen‚ noch die für die Anwartschaftserhaltung

und andere abschließend aufgezählte Tatbestände vorgesehene

Regelung des Art° 17 des l° SV—Abk° hierauf erstrecken°

Die Halbbelegung stellt auch keine "sonstige Mihdestbeitrags—

zeit" im Sinne des Art° 17 des l° SV—Abk° dar° Denn hierunter

.können nur wartezeitähnliche, für den Anspruchsgrgnd erhebliche

Nindestzeiten verstanden werden‚ da nach Art° 18 Abs° 1 Ziff° 1

des lo SV—Abk° die Zusammenrechnung von Beitragszeiten nur bei

der Prüfung der Leistungsvoraussetzungen Bedeutung hat° Dem—

entsprechend wird auch im Memorandum zu Art° 17 als Beispiel

für eine Mindestbeitragszeit auf den Knappschaftssold hinge-

wiesen‚ für den neben der Erfüllung der Wartezeit eine Mindest—

beitr@gszeit zurückgelegt sein mußte, in der wesentlich berg—

männische Arbeiten verrichtet wurden°

Der in dem Kommentar zum l° SV—Abk„ von Gehrmann/Rudolph

("Die Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten in

Österreich" IV„ Teil, Wien l957‚ Anm° l a) und b) zu Art° l?)

vertretenen Ansicht‚ für die Anrechenbarkeit von
Ausfallzeiten

seien die österreichischen und deutschen Versicherungszeiten

zusammenzurechnen‚ kann danach nicht gefolgt werden„

IEntgegen der Ansicht des LSG können daher auch die vom

Kläger in der Zeit von 1959 bis 1945 in Österreich zur RfA

entrichteten Beiträge nicht bei der Berechnung der Halbbe—

legung als deutsche Beitragszeiten berücksichtigt werden‘

Diese Zeiten sind nach Art° 24 des SV—Abk‚ in die österreichi—

'sche Versicherlungslast gefallen und damit endgültig "Fremd—
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zeiten" geworden„ Diese bereits mehrfach vom BSG

ausgesprochene Konsequenz deskrt° 24 des SV—Abk°
(Vgl; die Urteile des 4° Senats vom 22° November

‚
1962, BSG 18, 115, 114 und vom 9, September l965,

SozR Nr° 1 zu Art„ 17, des 1. Senats vom 25„ Mai l965‚5

BSG 25‚ 74‚ 76 und des ll° Senats vom 28° Juni 1966

— 11 RA 556/65 — und vom 16° Januar 1968 — 11 BA 249/

66 —) kann bei der Frage der Anrechénbarkeit von Aus—
fallzeiten auch nicht etwa deshalb außer acht gelassen

werden‚ weil es bei Art‚ 24 um die Verteilung der Ver—

sicherungslast gehe, während es sich bei der Berech—

nung der Halbbelegung nicht um die Leistung aus den

erforderlichen Pflichtbeiträgen, sondern um einen

>bloßen Rechenvorgang handele° Denn die Regelung der

Versicherungslast nach Art° 25 und 24 des SV—Abk°

geht in ihrer Bedeutung über die Frage‚ welcher Ver—

sicherungsträger durch bestimmte Beiträge finanziell

belastet wird, hinaus° Ihr liegt die Konzeption zu—.
grunde‚ die vorübergehende Eingliederung Österreichs

„
in das Deutsche Reich und die Verflechtung der Sozial—

versicherungssysteme auf sozialversicheru■gsrechtli— V

chem Gebiet rückwirkend als nicht geschehen zu be—

trachten° Die von
1959 bis 1945 in Österreich ausge—

übten Beschäftigungen werden behandelt, als ob sie '

von vornherein nicht von dem deutschen, sondern von

dem österreichischen Versicherungssystem erfaßt were

den wären° Die für diese Zeit entrichteten Beiträge‘

sind deshalb nach keiner innerdeutschen Vorschrift
mehr als anrechenbare Versicherungszeit zu

behandeln°

' Sie haben somit auch bei der Berechnung der Halbbe-

-legung nach 5 56 Abs° 5 AVG außer Betracht Zu bleiben"
Eine dem Versicherten günstigere Berücksichtigung

jösterreichischer Beitragszeiten bei der Berechnung
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der Helbbelegung würde
zwar eher dem Gedanken der

Einheit des Versicherungslebens entsprecheno

Angesichts der eindeutigen Beschränkung der Beitrags-

zusemmenrechnung auf den Anspruchsgrund durch Art° 18 '

’ Abs„ 1 des sv-Abk„ mußeine solche Anpassungdes Ab— '
kommens en die später erlassenen Vorschriften des

AVG i„d„F. des AnVNG jedoch dem Gesetzgeber über—

'1assen bleiben„ In der am 22° Dezember 1966 getroffe-

nen neuen deutsch—österreichischen Vereinbarung über

soziale Sicherheit ist auch eine für die Versicher—

ten günstigere Regelung vorgesehen worden (Art° 29

Abs° 5 des Abk„); sie ist indessen bisher noch nicht

in Kräft getreten„ ' 5' '

In dem angefochtenen Bescheid sind danach zu Recht
_

die vom Kläger 1959 bis 1945 zurückgelegten Beitrags—

zeiten nicht als enrechenbere Pflichtbeiträge berück—

sichtigt werden°

„ Die Beklagte hat aber auch zutreffend die Versiche—

rungsdauer vom Eintritt in die deutsche Versicherung

bis zum Eintritt des Versicherungsfalles angenommen,

ohne die österreichischen Versicherungszeiten hiervon

°bzuziehen„ Ein solcher vom LSG für möglich geheltener

Abzug widerspricht der eindeutigen Regelung des 5 56
-Abs° 3 AVG in der Fassung vor dem RVÄndG vom 9° Juni

'l965 und findet auch in keiner anderen gesetzlichen

Vorschrift eine Grundlage° ' ‘: “" ’ “ .

Da sonach bei der vöm LSG festgestellten Gésamtveré

“sicherungsdauer von 584 Monaten eine Halbbelegung von

".*-16 'f
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292 Monaten erforderlich ist, aber nur 211 Beitrags—

monate zurückgelegt sind, sind die Ausbildungszeiten '“’“

von 1910 bis 1915 nicht als Ausfallzeiten anrechenber.

In dem von der Beklagten beantragten Umfang war deshalb

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage —
‘

es handelt sich insoweit um einen erst in der zweiten

Instanz streitig gewordenen Punkt - abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG.
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